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Das Hochhaus entsteht auf dem Speditionsplatz im ABB-Areal. Bild: Daniel Weissenbrunner

Hier entsteht das
neu höchste
Gebäude der Stadt

Baden Akara Tower heisst das
Hochhaus,dasbeimTrafo-Platz
neuerrichtetwird. 150Wohnun-
gen werden darin Platz haben.
Mit rund 66 Metern werde es
zumneuhöchstenGebäudeder
Stadt, teilte die Bauherrschaft
beim Baustart im vergangenen
Sommer mit. Ein Augenschein
zeigt: Der Bau schreitet voran,
der Tower schiesst in dieHöhe.

Das neue Gebäude kommt
auf dem Speditionsplatz im
ABB-Areal zu stehen, direkt an
der Bahnlinie in Richtung Tur-
gi.DieMietwohnungenwerden
über 1,5 bis 4,5 Zimmer verfü-
gen. Zusätzlich zu den Miet-
wohnungenentstehen zweiGe-
werbeflächen im Erdgeschoss
sowie Büroräumlichkeiten in
den Geschossen zwei bis vier.
Die Wohnungen werden ab
Sommer 2022 zur Vermietung
ausgeschrieben, hiess es in der
Mitteilung.DerBezugdesAka-
raTowerswar beimBaustart für
das vierte Quartal 2023 vorge-
sehen.

Neben dem Hochhaus ent-
steht einStadtplatz sowiedarun-
ter eine Einstellhalle mit knapp
500Parkplätzen.DieKosten für
Parkhaus undHochhaus belau-
fen sich auf rund 90 Millionen
Franken. (pkr)

«Keine Aussicht auf Einigung»
Eine IGwehrt sich gegen die geplante 5G-Antenne beimWettinger Friedhof – das sagenKanton undGemeinde.

Claudia Laube

Trotz18Einwendungenbewillig-
te der Wettinger Gemeinderat
AnfangFebruarSalteine5G-Mo-
bilfunkantenne beim Friedhof
Brunnenwiese. Zu den Einwen-
dern gehörte die «IG gegen 5G
Brunnenwiese», die nun zusam-
men mit weiteren Anwohnern
gegen die Baubewilligung beim
Kanton Beschwerde eingereicht
hat (die AZ berichtete). Die Ein-
wender kritisierten, dass dieGe-
meindemit ihnenkeinGespräch
gesuchthatte.Siemoniertenauch
den Standort im Naherholungs-
gebiet,dieStrahlenbelastungund
dassnur500Meterweiterunten
eine Antenne der Swisscom ge-
plant sei. Ihnen fehleeineStrate-
gie der Gemeinde und auch die
Option,dassAntennenstandorte
vondenAnbieterngeteiltwürden.

Das werde nachMöglichkeit
angestrebt und bei jeder neuen
Anlage standardmässig geprüft,
schreibt dazu die Gemeinde in
einer Stellungnahme. Dass trotz
vieler Einwendungen nicht das
Gesprächgesuchtwurdeundkei-
neEinigungsverhandlungdurch-
geführt wurde, hat einen einfa-
chenGrund:«DieBauherrschaft
hat darauf verzichtet, da keine
Aussicht auf eine Einigung be-
stand.» Die Gemeinde sei nicht
BauherrinundauchnichtBetrei-
berinderAnlage.DerAusbaudes
Netzes gehöre zum Zuständig-
keitsbereichderMobilfunkbetrei-
ber. «Teil des Bewilligungsver-
fahrens ist ein Standortevalua-
tionsbericht, den die Betreiberin
mit dem Baugesuch einreichen
muss.» Die Erfahrungen hätten

gezeigt, dass es sehr schwer ist,
geeignete Standorte zu finden.
Eine guteVersorgungmitMobil-
funk undmobilem Internet liege
aber imöffentlichenInteresse,so
dieGemeinde.

Weilessichumein laufendes
Verfahren handelt und ein Ein-
wendungsverfahren grundsätz-
lich nicht öffentlich sei, wird zu
einzelnenPunktenkeineStellung
genommen. Ganz allgemein
müsse der Gemeinderat als Be-
willigungsbehördedieBaubewil-
ligungfüreinBauvorhabenertei-

len, wenn alle baurechtlichen
Vorschrifteneingehalten seien.

Einer der Hauptpunkte bei
Einwendungen gegen Mobil-
funkantennen seien die Beden-
ken wegen der Strahlenbelas-
tung.DiePrüfungwerdevonder
kantonalen Umweltfachstelle
vorgenommen,dieüberdasent-
sprechendeFachwissenverfüge.
Die Gemeinde sei sich bewusst,
dass Anwohner Ängste wegen
derStrahlenbelastungdurchMo-
bilfunkantennen haben. «Die
Schweizverfügt jedochüberVor-

schriften, die verhindern, dass
die Bevölkerung zu hoher Strah-
lenbelastung ausgesetzt ist. Mit
dem Baubewilligungsverfahren
wird sichergestellt, dass die be-
treffendenSchutzbestimmungen
eingehaltenwerden.»

Grenzwertezehnmal tiefer
als inDeutschland
Die IG hatte kritisiert, dass bei
derBerechnungder Strahlungs-
stärken für die 5G-Technik «ge-
trickst» worden und die effekti-
ve Strahlungsbelastung höher

sei, alsdieGrenzwertebisherer-
laubt hätten. Heiko Loretan,
Sektionsleiter bei der kantona-
lenAbteilung fürUmwelt, ist im-
merwiedermit ähnlich gelager-
tenEinwändenbei5G-Antennen
konfrontiert, kann aber zum
konkreten Fall keine Auskunft
geben.DerKantonhalte sichbei
den Grenzwerten an die Vorga-
ben des Bundes, die notabene
immer noch zehnmal tiefer sei-
en als zum Beispiel in Deutsch-
land, sagt er. Er kann aber die
Ängste aus der Bevölkerung
nachvollziehen und sagt: «Vor
allem weil Handystrahlen nicht
sichtbar sind, ist dieses Thema
sehr angstbeladen.» Persönlich
ist er der Meinung, dass viele
Menschenbezüglich5Gschlecht
oder falsch informiert seien.

LoretanverweistaufdenBe-
richt «nachhaltiges Mobilfunk-
netz»,denderBundesratvergan-
gene Woche verabschiedet hat.
DieserbasiertaufeinemPostulat
vonNationalrätinBrigitteKoller-
Häberli (dieMitte),dasdenBun-
desrat verpflichtete, zu überprü-
fen, wie ein optimaler Strahlen-
schutzerreichtwerdenkann.Das
Bundesamt für Kommunikation
(Bakom)kommt imBericht zum
Schluss, dass 5G mit adaptiven
Antennensystemen hinsichtlich
LeistungsfähigkeitundStrahlen-
belastung klare Vorteile gegen-
über den bisherigen Technolo-
gien habe. Auch die Idee eines
Einheitsnetzeswurdeüberprüft.
Daswürde zwarwenigerAnten-
nenstandorte erfordern, so das
BakomimBericht, abernichtdie
Strahlenbelastung der Bevölke-
rung reduzieren.

18 Einsprachen und über 420 Unterschriften sind gegen die Antenne
auf dem Friedhof Brunnenwiese eingegangen. Bild: Sandra Ardizzone

«Vorallem,
weilHandy-
strahlennicht
sichtbar sind,
ist dieses
Themasehr
angst-
beladen.»

HeikoLoretan
Departement Bau, Verkehr
undUmwelt

Nach 40 Jahren: Ärztepraxis
im Cherne will umziehen
DerneueStandort inden leer stehendenRäumlichkeiten
der aufgelöstenPflegewohngruppe sollmehrPlatz bieten.

Seit mehr als 40 Jahren ist im
Cherne im Gebenstorfer Dorf-
zentrum,oberhalbdesgleichna-
migen Restaurants, eine Ge-
meinschaftspraxis eingemietet.
Weil geplant ist, Praxis undÄrz-
teteamzu erweitern, sollen nun
gleich nebenan die früheren
Räumlichkeiten der Pflege-
wohngruppe Cherne übernom-
menwerden,wiedieGemeinde
mitteilt. Die Räumlichkeiten
hattedasRegionalePflegezent-
rum Baden (RPB) aus finanz-
politischen und logistischen
GründenaufEnde Jahraufgege-
ben. Die Bewohnerinnen und
Bewohner zügeltennachBaden.

In Absprache zwischen Ge-
meinschaftspraxis und Gemein-
dewurdedeshalbdurchdieMer-
lo und Partner Architekten ein
Umbaukonzept erstellt.DieKos-
ten für die Sanierungs- und Um-
bauarbeiten belaufen sich auf
rund 470000 Franken, wovon
dieGemeinschaftspraxisalsneue
MieterineinenAnteilvon132000
Frankenübernimmt.AufderBa-
siseineslangfristigenMietvertra-
gesüber15JahrekönntensoMiet-
zinseinnahmengeneriertunddie
Investitionen mittelfristig abge-
schrieben werden, so der Ge-

meinderat. Durch einen Umzug
in die leer stehenden Räume er-
haltedieGemeindeeineeinmali-
geGelegenheit, inGebenstorfdie
medizinischeVersorgungzustär-
ken.EsseieinzentralesAnliegen,
dass die Arztpraxis imDorfzent-
rumbestehenbleibt.

Praxisräumewerden in
Wohnungenumgebaut
Damitwird imGegenzugdie jet-
zige Arztpraxis mit
215QuadratmeternFläche frei.
Die Räumlichkeiten seien aber
akut sanierungsbedürftig. Die
Gemeindeplant, die jetzigePra-
xis in drei Wohnungen umzu-
nutzen: Vorgesehen sind zwei
Wohnungen mit 2½ Zimmern
und ein Studio. «Mit diesen zu-
kunftsorientierten Massnah-
men kann der Nachfrage an zu-
sätzlichemWohnraumentspro-
chen werden», schreibt der
Gemeinderat weiter. Gemäss
Projekt- undKostenvoranschlag
werden die Umbauarbeiten auf
830000Franken geschätzt.

Der Sommergmeind vom9.
Juni werden deshalb zwei Kre-
ditanträge über 830000 sowie
über 338000 Franken vorge-
legt. (cla)

Nachrichten
Strassenlampenwerden
umgerüstet

Turgi Die Strassenlampen in
denQuartierenWil undWeich-
lenwerden abMitteMai auf die
umweltfreundlichere LED-
Technikumgerüstet,wiedieGe-
meinde mitteilt. Bereits 2019
hatteTurgidamitbegonnen,die
öffentliche Beleuchtung auf
demgesamtenGemeindegebiet
auf LED umzustellen. Beim
Bahnhof sowie in den Quartie-
ren Dorf und Gehling wurde
dieses Vorhaben bereits umge-
setzt. (az)

Jahresrechnungmit Plus
von300000Franken

MägenwilDasErgebnis der Jah-
resrechnung 2021 ist deutlich
besser als erwartet ausgefallen.
«Erfreulicherweise konnte ein
Ertragsüberschuss von rund
300000 Franken erzielt wer-
den», heisst es in einer Mittei-
lung. Das budgetierte Resultat
konnte um 600000 Franken
übertroffenwerden.«Massgeb-
lichdazubeigetragenhabendie
Steuereinnahmen der juristi-
schen Personen, die 700000
Franken über denErwartungen
lage», heisst esweiter.Dadurch
konnte die unerwartet tiefen
Einkommens- und Vermögens-
steuern aufgefangen werden,
die 300000 unter Budget aus-
fielen.«DaspositiveErgebnis ist
durchaus erfreulich», teilt der
Gemeinderat mit. «Es muss je-
doch festgehaltenwerden, dass
ohnedie ausserordentlichenEr-
träge, die Buchgewinne unddie
überraschenden, massiven
MehrerträgedurchdieGewinn-
besteuerung von juristischen
Personen ein Aufwandüber-
schuss hätte ausgewiesen wer-
denmüssen.» (az)


